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TiefereStudiengebührenfür
Ausländer?Kantonesagennein
EU will, dass ihre Bürger zu Schweizer Universitäten leichter Zugang
haben. Dazu bietet sie ein Tauschgeschäft an – wohl ohne Erfolg.

RemoHess, Brüssel

Nach dem Treffen zwischen
Aussenminister Ignazio Cassis
und EU-Vizekommissionspräsi-
dent Maros Sefcovic am Mitt-
woch in Bern geht es Schlag auf
Schlag. Um dem Bundesrat das
fertige Paket zur Erneuerung
der bilateralen Verträge in der
Sitzung am 13. Dezember vorle-
gen zu können, müssten die Ver-
handler eigentlich bis Ende
nächster Woche abschliessen.
Der Druck ist hoch. Die Nervo-
sität ebenfalls.

Doch jetzt taucht ein neues
Hindernis auf: Die Kantone tre-
ten auf die Bremse. Sie haben
ein Problem mit dem Tausch-
handel, den der Bundesrat für
eine Schutzklausel bei der Zu-
wanderung einzugehen bereit
ist. Die Kantone seien «in letz-
ter Minute» mit ihren Einwän-
den angekommen, heisst es aus
informierten Kreisen.

Der Tauschhandel geht so:
Die Schweiz erhält nach langem
Ringen ein Instrument, mit dem
sie die Zuwanderung begrenzen
kann, wenn die negativen Effek-
te überhandnehmen. Dafür will
Brüssel aber auch etwas: Die
Schweiz soll die Ungleichbe-
handlung für europäische Stu-
denten und Studentinnen bei
den Hochschulgebühren ab-
schaffen (siehe Tabelle).

Einheikles
Zugeständnis
Für die Schweiz ist das durchaus
ein heikles Zugeständnis. Im-
merhin hat das Parlament erst
gerade eine Verdreifachung der
Studiengebühren für Ausländer
an den beiden ETH in Zürich
und Lausanne beschlossen. Be-
sonders betroffen wären auch
die Universität St. Gallen und
die Uni Lugano, die beide einen
hohen Anteil an Studierenden
aus der EU haben und verschie-
dene Gebühren für In- und Aus-
länder verlangen. Wird dieser
Unterschied aufgehoben, müs-
sen die Kantone die Lücke
füllen.

Ausnahmefürprivat
finanzierteHochschulen
Laut Berechnungen von SRF kä-
men auf die beiden ETH Mehr-
kosten pro Jahr von rund 23 Mil-
lionen Franken zu. In St. Gallen
und Lugano jeweils rund 7,5 Mil-
lionen. Die Bildungsdirektionen
der beiden Kantone wollen das
nicht einfach so hinnehmen. Sie
rufen nach Kompensationen
durch den Bund. Ob er dazu be-
reit wäre, ist unklar. Das Bil-
dungsdepartement von Bundes-
rat Guy Parmelin lehnt einen
Kommentar ab und verweist auf
die vom Aussendepartement
(EDA) geführten Verhandlun-
gen in Brüssel.

Recherchen ergeben: Die
Konzession der Schweiz an die
EU, die Studiengebühren anzu-
gleichen, liegt längst auf dem
Tisch. Der Bundesrat gab den
Verhandlern in seiner Sitzung
vor zwei Wochen grünes Licht.

In der Zwischenzeit klemmt es
aber erneut. Konkret geht es um
die Fachhochschulen, die eben-
falls ihre Studiengebühren an-
passen müssten. Bei ihnen ist
der Anteil ausländischer Stu-
denten zwar tiefer. Aber an
manchen, wie zum Beispiel an
der Fachhochschule Nordwest-
schweiz, bezahlen die EU-Aus-
länder doch teilweise signifikant
mehr, was bei einer Anglei-
chung ein Loch in die Kasse reis-
sen würde.

Besonders für Ärger sorgt
bei den Kantonen offenbar, dass
die EU auch den Zugang zu pri-
vat finanzierten Bildungsein-
richtungen erleichtert haben
will. Dazu gehören die Kalaidos
Fachhochschule in Zürich und

auch die Hotelfachschule (EHL)
in Lausanne. Letztere ist ver-
traglich mit der Fachhochschule
Westschweiz verbunden und gilt
als die Hotellerie-Schule
schlechthin mit einem weltweit
erstklassigen Renommee. Dem-
entsprechend hoch ist mit gegen
80 Prozent auch der Anteil an
ausländischen Studenten. Rund
die Hälfte davon kommt aus der
EU.

Studiengebühren
sindhoch
Hoch sind auch die Studienge-
bühren. Sie sind die wichtigste
Einnahmequelle der EHL und
betragen für einen Schweizer
oder eine Schweizerin 86’000
Franken. Ausländer zahlen mit
fast 180’000 Franken gut das
Doppelte. Müsste die EHL die
Gebühren für die EU-Ausländer
senken, bekäme sie wohl ein
ernsthaftes Problem mit ihrem
Geschäftsmodell.

Gleichzeitig ist es schwer
vorstellbar, dass der Kanton
Waadt einspringen würde. Nicht
nur wegen der Kosten. Sondern
auch, weil es unsinnig wäre, eine
private Bildungseinrichtung mit
Staatsgeldern zu unterstützen.

Drängt die Schweiz deshalb
in Brüssel auf eine Ausnahme?
Mit Erfolg?

Die EU-Kommission äussert
sich nicht zum Inhalt der Ver-
handlungen. Und auch bei den
Kantonen Waadt und Zürich
heisst es: kein Kommentar. Das
Aussendepartement schweigt
ebenfalls und verweist bloss auf
seine Medienmitteilung nach
dem Besuch des EU-Kommis-
sars vom Mittwoch. Tatsächlich
heisst es darin, Aussenminister
Cassis hätte gegenüber Sefcovic
auf die Bedeutung des Dialogs
mit den Kantonen hingewiesen.

SchweizerundAusländer
könntengleichviel zahlen
Um Kostenfolgen zu verhin-
dern, könnten die Unis und
Fachhochschulennatürlichauch
einfach die Gebühren für die
Schweizer und Schweizerinnen
anheben und so die Ungleichbe-
handlung beenden. Ob das poli-
tisch machbar wäre, ist fraglich.
Immerhin soll sich in der
Schweiz jeder ein Hochschul-
studium leisten können. Man
käme dann wohl nicht darum
herum, die Stipendien zu erhö-
hen.

Unklar ist auch, wie sich eine
Anpassung der Gebühren auf
die Zahl ausländischer Studen-
ten in der Schweiz generell aus-
wirkt. Dieser liegt gesamthaft
bei über einem Drittel, wobei er
an manchen Unis und in man-
chen Studiengängen weit
darüber ist. Eine Antwort könn-
te sein, vermehrt einen Nume-
rus clausus, also eine Aufnah-
meprüfung, einzuführen. Dann
aber, so die Befürchtung, würde
der Stellenwert der Schweizer
Matur abgewertet. Sie soll der
einzige Türöffner zur Hoch-
schule sein, ohne zusätzliche
Prüfung.

Studiengebühren
der Universitäten

Studiengebühren
der Fachhochschulen
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*Diese Studiengebühren gelten
voraussichtlich ab Herbstsemester 2025.

*Je nach Studiengang bzw. Studienstufe
unterschiedlich.

Studiengebühren und obligatorische
Gebühren pro Semester in Franken

Studiengebühren und obligatorische
Gebühren pro Semester in Franken

BFH: Berner
Fachhochschule
FHNW:
Fachhochschule
Nordwestschweiz
OST: Ostschweizer
Fachhochschule
FHGR: Fachhoch-
schule Graubünden
HES-SO: Fachhoch-
schule Westschweiz
EHL: Schweizer
Hotelfachschule
HSLU:
Hochschule Luzern
SUPSI:
Fachhochschule
der italienischen
Schweiz
ZHAW:
Zürcher Hochschule
für Angewandte
Wissenschaften
ZHdK:
Zürcher Hochschule
der Künste
Kalaidos
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Der Unternehmer erklärt ausserdem:
Es sei klar, dass die EU gegen den «So-
lidaritätsbeitrag» in einer Höhe von
10’000 Franken protestieren würde.
Wahrscheinlich würde Brüssel sogar
ein Verfahren gegen die Schweiz einlei-
ten. Bis es abgeschlossen wäre, verstri-
chen aber bis zu acht Jahre. «Bis zu die-
sem Zeitpunkt können wir die Abgabe
wieder aufheben, weil sich die Zuwan-
derung reduziert hat», sagt Michel.

Die Schweiz würde also einen Kon-
flikt mit der Europäischen Union in
Kauf nehmen, aber – im Unterschied
zur SVP-Initiative – ohne die bilateralen
Verträge aufs Spiel zu setzen. Der Prä-
sident der Mitte, Gerhard Pfister, hatte
im vergangenen Sommer einen ähnli-
chen Plan vorgestellt.

Der Fraktionschef der Mitte, Phi-
lipp Bregy, erklärt nun: «Mit seinem
Vorschlag nimmt Nationalrat Simon
Michel die Forderung des Mitte-Präsi-
denten Gerhard Pfister nach einer ein-
seitigen Schutzklausel auf. Diese ist als
direkter Gegenvorschlag auf Basis des
Ambühl-Modells zur 10-Millionen-
Schweiz der SVP zu verstehen.»

LisaMazzonespottetüberdie
IdeeeinerZuwanderungsabgabe
Die Mitte macht also mit beim Plan, die
Volksinitiative der SVP zu kontern. Was
ist mit der SP? Von der Parteileitung ist
keine Stellungnahme zu bekommen.
Die Sozialdemokraten wollen Michels
Plan gründlich prüfen, bevor sie ihre
Meinung dazu abgeben.

Zurückhaltend äussert sich Jürg
Grossen, der Präsident der Grünlibera-
len. «Wir sollten abwarten, was die
SchweizindenVerhandlungenzudenBi-
lateralenIIIgenauaushandelnkann,be-
vor wir laut über zusätzliche Mechanis-
menzurEingrenzungderZuwanderung
nachdenken.» Im Rahmen der Bilatera-

len III solle es bekanntlich «eine mass-
geschneiderte Schutzklausel» geben.

Negativ fällt die Reaktion der Grü-
nen aus. «Die FDP hat ihren Kompass
völlig verloren», sagt Parteipräsiden-
tin Lisa Mazzone. Als angebliche
Unternehmenspartei schlage sie eine
bürokratische Unternehmenssteuer
vor. Das sei absurd. Man gewinne
gegen «die SVP-Abschottung», wenn
man richtig mobilisiere. Die letzte
SVP-Initiative zur Migrationsbegren-
zung sei mit mehr als 60 Prozent der
Stimmen abgelehnt worden. «Die
Schweiz braucht keine Zuwande-
rungsgebühr, sondern Investitionen
in bezahlbare Wohnungen und den öf-
fentlichen Verkehr.»

Lisa Mazzone bezieht sich auf die
SVP-Volksinitiative «Für eine massvol-
le Zuwanderung», die im Jahr 2020 mit
61,7 Prozent Neinstimmen abgewiesen
wurde. Von 2016 bis 2021 lag die jähr-
liche Nettozuwanderung in die Schweiz
bei 53’000 bis 61’000 Personen.

Es zeigte sich: Die Zuwanderung in
die Schweiz war damals kein grosses
politisches Thema mehr. Erst die stei-
genden Zahlen in den folgenden Jahren
lösten in Teilen der Bevölkerung ein
neues Unbehagen aus. Die Nettozu-
wanderung nahm 2022 auf 81’000 Per-
sonen zu und kletterte im vergangenen
Jahr auf 99’000. Im laufenden Jahr
zeichnet sich eine leichte Abnahme auf
ungefähr 85’000 ab.

Damit im Bundesparlament ein
Gegenvorschlag gegen die 10-Millio-
nen-Initiative der SVP Chancen hat, be-
nötigterdieUnterstützungvonderFDP
bis ins linke Lager. Nationalrat Michel
wird sich anstrengen müssen, um die
Sozialdemokraten von seiner Idee zu
überzeugen. Es reicht nicht, wenn sich
die Freisinnigen und die Mitte für eine
Zuwanderungsgebühr aussprechen.

Die Zuwanderung
aus der EU in die
Schweiz ist in den
vergangenen zwei
Jahren stark
angestiegen.
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